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V ZR 14,7/55
Verkündet 

am 15 o Februar 1956 
Hoffmeister, Just.Ang, 
als Urkuhdsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  

In dem Rechtsstreit

1. des Architekten Paul W in Sl

Beklagten, Berufungsklägers, Anschlußberufungs- beklagten und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Freiherr von

2. des Diplomkaufmanns Franz Witraße ä § ,
in B

Beklagten und Widerklägers,
- Prozeßbevollmächbigter erster Instanz; Rechtsanwaltlain

•' gegen
Bampfkornbranntwe in­die Firma J. P 

brennerei in S
Inhaber

a) Brio med.. Wil
b) Witwe Hermann

Klägerin, Widerbeklagte, Berufungsbeklagte, An- 
schlußbehüfungsklägerin und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br« -
hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 15» Februar 1956 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Br. Tasche und der Bundesriphter Schuster, 
Br. Oeehßler, Br. Großmann und Br. Borschel
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten zu 1) wird das 
Schlußurteil des 9« Zivilsenats des Oberlandesge­
richts in Büsseldorf vom 26. Januar 1955 aufgehoben.

Bie Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen, 
dem auch die Entscheidung über die Kosten des Revi­
sionsverfahrens übertragen wird.

Von Rechts wegen



Tatbestand:

Der im Jahre 1918 verstorbene Vater der Beklagten, 
Johann Peter M M H H B  betrieb in eine Dampf­
kornbranntweinbrennerei. Nach seinem Tode wurde die Firma 
J„' Po Y i p B H I  Dampfkornbranntweinbrennerei GmbH, gebil­
det, an der die Mutter der Beklagten zu 2/3, die sechs Kin­
der zu je VlS beteiligt waren« Nach dem Tode der Mutter im 
Jahre 1921 hatten die Kinder je Y6 Anteil, die je zu 
12 000 RM bewertet wurden« Durch Vertrag vom 13« Dezember 
1926 schied die Schwester Maria S f U H B  aus der GmbH 
aus. Ihren Anteil trat sie je zur Hälfte an die Brüder Wil­
helm und Heinrich ab,, deren Anteile sonach zu je 18 000 RM 
bewertet wurden. Die Geschwister Karoline, Paul (der Beklagte 
zu 1) und Franz (der Beklagte zu 2) traten in diesem Vertra­
ge ihre Anteile an die GmbH zu einem Preis von je 12 000 GM 
ab. Der Beklagte zu 1 trat zugleich von dieser Forderung 
je 1 000 GM an seine Geschwister Karoline und Franz ab«
Zur Sicherung dieser Forderungen gegen die GmbH wurden auf 
deren Grundstück in S ^ H H i  (Grundbuch Bel- ®  Bl 7®) ein­
getragen?

für Karoline die Hypothek Nr 7 über 13 000 RM,
fijir Franz die Hypothek Nr 8 über 13 000 RM,
für Paul die Hypothek Nr 9 über 10 000 RM.

Am 27. April 1937 wurde die GmbH in eine Offene Handels­
gesellschaft umgewandelt, an der Heinrich und
die Witwe des am H B H H i  1936 gestorbenen Bruders Wilhelm, 
Klara geb. B Ä  beteiligt waren« Heinrich ist in
der Folge ausgeschieden, so daß die Witwe des Wilhelm 
® ®  alleinige Inhaberin der Klägerin war.

In der Hypothekenbestellungsurkunde vom 13. Dezember 
3926 ist ein Aufrechnungsverbot für alle Zahlungen ent­
halten und u.a. bestimmt:



"Den Gläubigern ist die Kündigung der Forderung 
frühestens am 1* Januar 1937 gestattet, während die ;
Schuldner berechtigt sind, die Schuld zu jeder Zeit 
ganz oder in Teilbeträgen von nicht unter 500 GLI im 
Einzelfall für jeden Gläubiger abzulrageno"

Die Hypothekengläubigerin Karoline ist am 12«
November 194*1 gestorben und von den Beklagten zu 1 und ? .
beerbt worden. :

Am 14. Mai 1946 zahlte die Klägerin an den Beklagten * 
zu 1 10 000 RH. Den Empfang dieses Betrages bestätigte die-

iser, indem er ihn auf der Quittung als Hypothekenrückzah- 
lung für die auf seinen Namen eingetragene Hypothek/Nr 97 
be zeichnete. Den Hypothekenbrief gab der Beklagte zu 1 
nichu zurück. i

• ii*
t

Am 25. Oktober 1946 zahlte die Klägerin an den Be­
klagten zu 2 15 000 RM. Auf der Quittung bestätigte die­
ser, den Betrag als Hypothekenrückzahlung für die auf sei- : 
nen Namen eingetragene Hypothek /1fr 87 erhalten zu haben. j
Er gab,den Hypothekenbrief zurück« I

ii
Aît 16. April 1948 übersandte der Steuerberater der 

Klägerin den Beklagten je einen Scheck über 6- 500 RM ;
zum Ausgleich der Forderungen der beiden Brüder aus der Erb- fl; 
schaft der Schwester Karoline In den Begleit­
schreiben wurde auf die "bereits vor einem halben Jahr 
stattgefundenen verschiedenen mündlichen Rücksprachen" 
mit dem Beklagten zu 1 hingewiesen und um Rücksendung der 
Hypothekenbriefe gebeten.

i

Der Beklagte zu 2 löste den übersandten Scheck ein 
und schrieb am 29- April 1948 an K f l K  er könne den 
Scheck nicht als Ausgleich der Forderung aus der Erbschaft 
seiner:Schwester betrachten, sondern könne den Scheck nur 
vorbehaltlich etwaiger entgegenstehender Bestimmungen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


I—) zj. 1—» / /

r

durch die bevorstehende Währungsreform entgegennehmeno 
Er gab der Schuldnerin zu erwägen anheim, ob sie mit 
einer Zahlung nicht bis zur Klarstellung warten wolle« 
Er habe den Betrag vorerst mal unter Hinweis auf seine 
vorstehenden Ausführungen in Empfang genommen, sei aber 
zur Rückuberweisung des Geldes sofort bereit«

Der Beklagte zu 1 behielt den ihm übersandten, auf 
die Städtische Sparkasse in S f H Ü f t  lautenden Verrech­
nungsscheck Uber 6 500 RM, ohne ihn einzulösen oder der 
Klägerin zurückzusenden.

Ara 12. Oktober 1950 überwies die Klägerin an den 
Beklagten zu 1 422,50 DM, d.h. den im Verhältnis
100 % 6,5 auf Deutsche Mark umgestellten Betrag von 
6 500 RM, sowie .127 DM als im Verhältnis 10 : 1 auf 
Deutsche Mark umgestellte Hypothekenzinsen für die Zeit 
vom 1. Januar 1945' bis zum 17« April 1948»

Im November 1950 hat die Klägerin Klage erhoben 
und zwar gegen den Beklagten zu 1 mit dem Antrag, ihn 
zu verurteilen, in die Jmschreibung

a) der im Grundbuch von ^d Bl 7 0  in
Abteilung III unter lfd. Nr 9 in Höhe von
10 000 GM auf seinen Namen eingetragenen und

b) der im Grundbuch von «... unter lfd.
Nr 7 in Höhe von 6 500 GM auf den Namen der 
Karoline eingetragenen Hypothek

als Ei gen turner grand schulden der Klägerin einzuwil ligen«

ifi

Die Klägerin und der zunächst mitverklagte Beklagte 
zu 2 haben den Rechtsstreit gegen den Beklagten zu 2 im 
ersten Rechtszug als in der Hauptsache für erledigt erklärt, 
nachdem der Beklagte zu 2 am 7« Januar 1955 die Löschung
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der Hypothek Nr 7 bewilligt hatte*

Während des Verfahrens erster Instanz erging der 
rechcski-af fcig gewordene Beschluß des Amtsgerichts Solin­
gen vom 14. März 1952, daß die Hypothek Abteilung III'
Nr 7 über 13 000 RM und die ihr zugrunde liegende Forde­
rung als Auseinandersetzungsforderung gemäß § 18 Abs 1 
Nr 3 TJmsfcG- im Verhältnis 1 : 1  umgestellt worden sei.

Das Landgericht hat den Beklagten zu 1 antragsgemäß 
verurteilt, in die Umschreibung der beiden Hypotheken 
nebst Zinsen als Eigentümergrundschulden der Klägerin 
einzuwilligen mit Ausnahme eines restlichen Zinsbetrages 
von 13?60 DM bei der Hypothek Abteilung III Nr 9 und von 
8,43 DM bei der Hypothek Abteilung III Nr 7*

Der hier nicht interessierenden Widerklage des Be­
klagten zu 2 wurde unter Abweisung im übrigen teilweise 
s tattgegeben.

Das Urteil wurde, soweit es den Beklagten zu 1 be- 
tiaf, dahin begründet?

Die durch die Hypothek Nr 9 gesicherte Forderung sei 
durch Zahlung im Jahre 1946 erloschen.

Die Hypothek Nr 7 sei durch Übersendung des Schecks 
nicht erloschen. Erst durch Zahlung vom 12o Oktober 1950 
sei ein Teilbetrag von 422,50 DM getilgt worden.

Wegen Nichteinlösung des Schecks habe die Klägerin 
einen Schadensersatzanspruch gegen den Beklagten zu 1 in 
Höhe von 6 007 >50 DM /richtig wohl 6 077,50 D Ü /* Damit sei 
gegenüber der Hypothekenfordcrung wirksam aufgerechnet wor­
den und diese damit bis auf einen Zinsrest von 8,43 DM er­
loschen.
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Der Beklagte zu 1 hat in vollem Umfang Berufung und 
die Klägerin Anschlußberufung eingelegt, soweit die Hypo­
thek Nr 7 im Streit istc

Der Beklagte zu 1 hat in der mündlichen Verhandlung 
seinen Berufungsantrag hinsichtlich der Hypothek Abteilung 
T U  Nr 9 von 10 000 GM nicht verlesen* Er hat lediglich 
beantragt,

das angefochtene Urteil insoweit abzuändern, als er 
verurteilt worden ist, in die Umschreibung der...o, 
unter Nr 7 auf den Namen der Karoline ein‘
getragenen Hypothek in Höhe von 6 500 GLI nebst Zin­
sen mit Ausnahme eines restlichen Zinsbetrages von 
8,43 DM als Eigentümergrundschuld der Klägerin ein- 
zuwilligen, und insoweit die Klage abzuweisen-

sen,
Die Klägerin^ hat gebeten, die Berufung zurückzuwei- 
und im Wege der Anschlußberufung, beantragt,

a)

das angefochtene Urteil, soweit es«-*-*- die Um­
schreibung der ...... unter Nr 7».....  eingetra­
genen Hypothek in eine Eigentümergrundschuld be­
trifft, teilweise dahin abzuändern, daß der Be­
klagte zu 1 verurteilt wird,

die Löschung d e r . » u n t e r  Nr 7-*«** eingetra­
genen Hypothek von 13 000 DM zu bewilligen, 
hilfsweise in die über die vorbezeichne te Hy­
pothek von dem Diplomkaufmann Franz 
(Beklagten zu 2) erteilte Löschungsbewilligung 
einzuwilligen,
den über die vorbezeichnete Hypothek ausge­
stellten Hypothekenbrief an die Klägerin 
herauszugeben.

b)



Der Beklagte zu 1 hat beantragt,
die Anschlußberufung zurückzuweiseno

Während des Berufungsverfahrens ist die Witwe des 
Wilhelm gestorben. Sie ist von ihren Kindern,
den jetzigen Inhabern der Klägerin, beerot worden.

Das Oberlandesgericht hat durch Schlußurteil dahin 
erkannts

I. Die Beruf ung des Beklagten zu 1 .... wird zurück­
gewiesen, soweit sie sich richtet gegen die Ver­
urteilung des Beklagten zu 1 zur Einwilligung in
die Umschreibung d e r .... unter lfd. Nr 7 .....
eingetragenen Hypothek in Höhe von 6 500 DM (GM) 
nebst Zinsen, mit Ausnahme eines restlichen Zins­
betrages von 8,43 DM al‘s Eigentümergrundschuld 
der Klägerin.

II o Auf die Anschlußberufung der Klägerin wird das
Urteil des ...... Landgerichts hinsichtlich der
...... in Abteilung III unter lfd. Nr 7 ......
eingetragenen Hypothek abgeänderts

Der Beklagte zu 1 wird verurteilt,
a) die Löschung der ..... unter lfd Nr 7 .... 

eingetragenen Hypothek von 13 000 DM (GM)
Zug um Zug gegen den Empfang eines Zinsrestes 
von 8,43 DM zu bewilligen,

b) den über die vorbezeichnete Hypothek gebilde-
«

ten Hypothekenbrief an die Klägerin herauszu­
geben.

Im übrigen wird die Anschlußberufung der Klä­
gerin zurückgewiesen»
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Soweit sich die Berufung des Beklagten zu 1 gegen 
seine Verurteilung hinsichtlich der Hypothek Nr 9 rich­
tete, wurde sie durch Versäumnis teilurteil vom 26, Ja­
nuar 195*5, das nicht Gegenstand der Revision ist, zurück­
gewiesen c

Mit der Revision gegen das Schlußurteil ^erfolgt der 
Beklagte zu 1 seine Anträge in zweiter Instanz weiter, 
hilfsweise strebt er die Zurückverweisung der Sache an.

Die Klägerin beantragt Zurückweisung der Revision.

Entscheid ungggründ e i

1. Das Berufungsgericht führt aus? Die Klage sei aus 
§§ 11AA.J 89t BGB begründet. Der Eigentümer könne gegen Be­
friedigung des Hypothekengläqbigers dessen Einwilligung 
in die Berichtigung des Grundbuchs und die Herausgabe

* n
des Hypothekenoriefes verlangen» Die Klägerin habe durch 
Aushändigung je eines Schecks über 6‘500‘ RM am 16c April 
1948 an jeden der beiden Beklagten und durch Überweisung 
*on 4-22,50 uM + 127 DM an den Beklagten zu I die Gläubi­
ger der Hypothek von 15 000 GM bis auf einen Zinsbetrag 
von 8,43 DM befriedigt.

Der Beklagte zu 1 könne sich nicht darauf berufen.* 
daß eine Erbauseinandersetzung zwischen dem Beklagten zu
1 und dem Beklagten zu 2 noch nicht durchgeführt sei. Vor 
der Erbauseinandersetzung zwischen den Beklagten zu 1 und
2 könne zwar gemäß §§ 2039, 204-0 BGB nur an alle Miterben 
gemeinsam geleistet werden und die Miterben könnten nur 
gerne-?nschaf tlj ch verfügen. Die Einziehung einer Nachlaß- 
forderung sei eine Verfügung über einen Nachlaßgegenstand-« 
Die Verfügung eines einzelnen Miterben sei aber iiiit Zu­
stimmung der übrigen Miterben wirksam; es genüge eine 
formlose, auch scillschweigende vorherige oder nachträg­
liche Zustimmung oder Genehmigung.
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Eine solche Zustimmung hätten die beiden Beklagten 
erteilt. Sie hätten sich gegenseitig ermächtigt, jeweils 
die Hälfte der Leistungen in Empfang zu nehmen und die 
damit zusammenhängenden Rechte jeweils zur Hälfte gel­
tend zu machen. Bas sei geschehen vom Beklagten zu 2 durch 
widerspruchslose Annahme und Einlösung des Schecks und 
die Erteilung der Löschungsbewilligung für die Hypothek 
von 13 000 DM. Auch das Verhalten des Beklagten zu 1 las­
se nur den Schluß zu, daß er von Anfang an damit einver­
standen gewesen sei, daß er und der Beklagte zu ? als je 
zur Hälfte berechtigte Gläubiger der Hypothek Nr 7 behan­
delt würden« Das ergebe sich aus dem Unterlassen von Ein­
wendungen bei Übersendung des Verrechnungsschecks von 
6 500 RM, der Geltendmachung von Einwendungen in erster 
Instanz und in der Berufungsbegründung nur hinsichtlich 
seiner Hälfte und der widerspruchslosen Annahme der 
422,50 DM- Beide Beklagten seien auch durch einen An­
walt vertreten worden« Dadurch komme hinreichend die 
stillschweigende Billigung des Beklagten zu 1 zum Aus­
druck» Die Klägerin habe also, auch wenn eine Erbausein­
andersetzung noch n:cht stattgefunden habe, mit-befreien­
der Wirkung an jeden der Beklagten leisten können.

*

Die Revision hat ohne nähere Begründung den schon 
früher erhobenen Einwand wiederholt, die Klägerin habe, 
da eine Erbauseinandersetzung des Nachlasses der Karoline 
V/elteroth noch nicht vorgenommen gewesen sei, nur an die 
Erbengemeinschaft Zahlungen leisten können.

Dem kann im vorliegenden Pall nicht zugestimmt wer­
den. Das Reichsgericht hat, nachdem es früher eine stren­
gere Auffassung vertreten hatte (RGZ 93, 292 /29J7), es 
für möglich erklärt, daß die Verfügung eines einzelnen 
Jiterben durch einen anderen vorher (RGZ 129» 284 
oder nachträglich (RGZ 152, 380 £5&2l/ \  BGGZ 19, 138) ge­
nehmigt werde. Wenn das Berufungsgericht in den von ihm
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angeführten Umständen eine solche Genehmigung sieht, 
stellt dies leinen Rechtsversboß dar*

2. Ras Berufungsgericht hat weiter ausgeführts Einer 
vorgängigen Kündigung der Hypothekenschuld durch die Klä­
gerin habe es nicht bedurft» § 609 Abs 1 BGB sei bei Be­
stellung der Hypothek vertraglich ausgeschlossen worden. 
Das Recht zur Tilgung des Schuldbetrages in Teilbeträgen 
nicht unter 500 RM sei keiner zeitlichen Beschränkung , 
etwa, wie der Beklagte zu 1 wolle, nur bis 1» Januar 1937, 
unterworfen worden» Gegen diese Ansicht spreche nicht 
der Brief des Steuerberaters der Klägerin vom 22» Juli 
1946 ./T?6 GA7 an den Beklagten zu 2, in dem eine andere, 
dem Beklagten zu 2 zustehende Hypothek gekündigt worden 
sei»

Gegen diese auf tatsächlichem Gebiet liegende Fest­
stellung hat die^Revision Einwendungen nicht erhoben»
Ein Rechtsvers-toß ist insoweit .nicht zu erkennen»

«

3® Ras Berufungsgericht fährt dann forts Dem Beklag­
ten zu 1 sei zuzageben, daß durch die Übersendung eines 
Verrechnungsschecks über 6 500 RM nicht die Leistung er­
bracht, sondern nur ein Zahlungsversuch gemacht worden 
sei* denn ein Scheck sei kein gesetzliches Zahlungsmit­
tel» Die Hingabe eines Schecks erfolge in der Regel zah­
lungshalber. Es sei nicht dargetan, daß der Verrechnungs- 

» •scheele im vorliegenden Pall an Erfüllungs Statt gegeben 
worden sei. Daher bestehe für den Gläubiger keine Ver­
pflichtung, einen ihm erfüllungshalber zugehenden Scheck 
anzunehmen»

Es sei aber den gesamten Umständen zu entnehmen,
.daß die Annahme des Schecks erfolgt sei. In dem Einlö­
sungsversuch bei der Städtischen Sparkasse in 
vom 19» Juni 1948 sei keine Annahme des Schecks zu sehen.
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Die Annahme eines Angebots könne unter Abwesenden nur 
gemäß § 147 Abs 2 BGB erfolgen- Diese Zeit sei am 19 * 
Juni 1948, mehr als zwei Monate nach der Übersendung 
des Scheeles, abgelaufen gewesen.

Die Annahme eines Schecks habe mit Rücksichb auf 
die in § 29 ScheckG festgesetzte achttägige Einlösungs- 
frisb nur innerhalb von acht Tagen erfolgen können- E:ne 
Verlängerung der Frist nach der Verordnung vom 10- No­
vember 1943 (RGBl I, 656) könne nicht Platz greifen, da 
keine Anhaltspunkte bestünden, daß die Einlösung infolge 
von Auswirkungen des Krieges nicht rechtzeitig habe vor­
genommen werden können.

Der Beklagte zu 1 könne sich nicht darauf berufen, 
er habe am 19- Juni 1948 gegenüber dem Beauftragten der 
Klägerin Felix und dem Sparkassenangestellten
P ^ m d i e  Annahme des Schecks abgelehnt; denn er habe 
den Scheck schon vor dem 19- Juni 1948 angenommen, eine 
nachträgliche Abmeldung ändere an dem durch Annahme zu­
stande gekommenen Scheckbegebungsvertrag nichts mehr.
Auf die za diesem Punkt angebobenen Beweise komme es 
daher nicht an-

Die Annahme des Verrechnungsschecks von 6 500 RM 
und damit das Zuscandekommen des ScheckbegebungsVertrags 
seien stillschweigend erfolgt. Das sei möglich und bin­
dend. Es bestehe zwar kein Rechtssatz, daß für einen 
Nichbkaufmann wie den Beklagten zu 1 längeres Still­
schweigen auf einen Antrag dessen Annahme bedeute, wenn 
dies auch nach § 362 HGB für einen Kaufmann vorgesehen 
sei. Jedoch sei auch bei einem Nj_chtkaufmann eine still­
schweigende Annahmeerklärung anzunehmen, wenn besondere 
Umstände vorlägen, auf Grund deren der Antragende nach 
Treu und Glauben eine ausdrückliche Ablehnungserklärung 
habe erwarten dürfen*
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Solche Umstände lägen hier vor» Die Zahlung durch 
Scheck habe sich bereits so eingebürgert, daß ein Gläu­
biger, der einen Scheck niciib in Zahlung nehmen wolle, 
schon nach allgemeiner Verkehrssibte zur unverzüglichen 
Zurücksendung verpflichtet sei. Zwischen der Klägerin 
und dem Beklagten zu 1 habe schon vor dem 16» April 1948 
die ständige Übung bestanden, Zahlungen durch Schecks zu 
bewirken, die vom Beklagten zu 1 stets angenommen und 
eingelösb worden seien« Y/enn der Beklagte zu 1 erstmals 
den am 16« April 1948 zugesandten Scheck nicht hätte an- 
nehmen wollen, so wäre er aus der jahrelangen Übung und 
aus den allgemeinen Verkehrsgepflogenheiten heraus zur 
unverzüglichen Anzeige und zur sofortigen Zurücksendung 
verpflichtet gewesen» Des s billschweigeade Ansichnehmen, 
ohne rechtzeitig zu erkennen zu geben, daß er den Scheck 
nicht als Erfüllung gelten lasso, müsse als Annahme des 
Verrechnungsschecks gewertet, werden»

, 1 \ • • h *4 ' **• #

Dem stehe nicht entgegen, daß der Beklagte zu 1 durch 
Krankheiten seiner Frau, durch vielfache Sorgen und andere 
Umstände daran gehinderb gewesen sei, rasche Entschlüsse 
zu Tassen und den Scheck zurückzusenden. Trotz dieser Um­
stände wäre dem Beklagten zu 1 bei auch nur einigermaßen 
ernsthaftem Bemühen die Zurücksendung möglich gewesen.

Eine Ablehnungserklärung des Beklagten zu 1 könne 
auch nicht in der Nichteinlösung binnen der achttägigen 
Vorlegungsfrist gesehen werden. Denn nach § 32 Abs 2 
ScheckG sei die Einlösungsbefugnis der Städtischen Spar­
kasse in die Zahlungsverpflichtung der Klä­
gerin al3 Aussbellerin auch nach Ablauf der Einlösungs- 
frisb bestehen geblieben.

Eine stillschweigende Annahmeerklärung des Beklagten 
zu 1 habe xiach § 151 BGB auch genügt, um den Scheckbege- 
nungsver trag zwischen der Klägerin und dem Beklagten zu 1
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zustande zu bringen« Eine Annahme erklär ung sei schon des­
halb nicht zu erwarten, weil die Ablehnung eines Schecks 
die sofortige Kundmachung erfordern würde*

Dem Beklagten zu 1 sei zwar zuzugeben, daß die Be­
gebung des Schecks in der Hegel nur einen Erfüllungsver­
such darstelle und daß erst mit der Gutschrift auf das 
.Konto des Gläubigers die Schuldverpflichtung des Schuld­
ners erfüllt werde«,

Trotz der Nichteinlösung des Schecks könne sich der 
Beklagte zu 1 nicht darauf berufen, daß die Schuldver­
pflichtung der Klägerin aus der Forderung der Hypothek 
von 13 000 DM noch bestehe.

Der Beklagte zu 1 sei aus dem Scheckbegebungsvertrag 
verpflichtet gewesen- zunächst aus dem Scheck Befriedi­
gung zu suchen* Wer einen Scheck annehme, müsse diesen 
mit der im Verkehr üblichen Sorgfalt einziehen und die 
Zahlung auf seine Forderung sich anrechnen lassen.

Diese Verpflichtung habe der Beklagte zu 1 nicht er­
füllt und nichts dafür vorgetragen, daß er sie habe nicht 
erfüllen können* Er habe lediglich erklärt, er habe ge­
meint, er habe so kurz vor der Währungsreform die Leistung 
nicht anzunehmen brauchen* Diese Annahme befreie ihn aber 
nicht von der Verpflichtung zur rechtzeitigen Vorlegung 
und Einlösung. Dadurch, daß er das nicht getan habe, habe 
er schuldhaft durch Verletzung seiner Pflichten aus dem 
Scheckbegebungsvertrag die Erfüllung der Hypothekenschuld 
seitens der Klägerin vereitelt- denn es sei unstreitig, 
daß der Scheck bis zur Währungsreform jederzeit hätte ge­
deckt werden können. Der Beklagte zu 1 habe es sich daher 
selbst zuzuschreiben, wenn, er aus dem Scheck keine Befrie­
digung erhalten habe«
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Die Revision erhebt dagegen Angriffe* Sie meint, ein 
Scheckbegebungsvertrag sei zwischen der Klägerin und dem 
Beklagten zu 1 nicht zustande gekommen- Die Übersendung 
des Schecks sei nur ein Antrag auf Abschluß eines Scheck- 
begebungsver träges« Das Stillschweigen des Beklagten zu 1 
sei nicht als Annahme zu werten. Selbst im Handelsverkehr 
gelte dies nur, wenn freu und Glauben keine andere Deutung 
zuließen; und das gelte erst recht im Verkehr mit Nicht­
kaufleuten und gegenüber einem Angebot, durch das ein beste­
hendes Rechtsverhältnis zum Nachteil des Empfängers des An­
gebots abgeändert werden solle* Hier handle- es sich um 
einen nicht gelungenen Zahlungsversuch. Der Klägerin sei 
durch Nichtbelastung ihres Kontos erkennbar geworden, 
daß der Beklagte zu 1 den Scheck nicht eingelöst habe; 
darin liege sogar eine Ablehnung des Antrages der Klä­
gerin auf einen Scheckbegebungsvertrag.

i
Die Revision meint weiter,* selbst wenn der Beklagte 

za 1 den Scheck angenommen hätte', würde dies nur eine 
Leistung zahlxngshalber und nicht an Zahlungs Statt be­
gründen. Befreit sei der Schuldner erst, wenn der Scheck 
dem Empfänger ausgezahlt oder ihm der Gegenwert vorbehalt­
los gutgeschrieben sei.

i
Aus einer etwaigen Verpflichtung dessen, der einen 

Scheck angenommen habe, alles zu tun, um den Scheck mit 
der im Verkehr üblichen Sorgfalt einzuziehen und die er­
haltene Zahlung auf seine Forderung verrechnen zu lassen 
- eine Verpflichtung, die der Beklagte.zu 1 nicht erfüllt 
habe - folge noch nicht, daß der Beklagte die Klägerin so 
stellen müsse, als habe er den Scheck eingelöst« Dieses 
Verlangen könnte die Klägerin nur unter dem Gesichtspunkt 
eines Schadensersatzanspruchs stellen. Einen solchen habe 
die Klägerin nicht, sie habe den Beklagten zu 1 nicht ein­
mal in Verzug gesetzt.
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Diesen Einwendungen kenn im Ergebnis ein Erfolg 
nicht! versagt werden«. Auch wenn das Schweigen auf ein 
Vertragsangebot sogar unter Kaufleuten nur beim Vorlie­
gen besonderer Umstände, die nach Treu und Glauben keine 
andere Deutung zulassen, als Genehmigung gewertet werden 
kann (BGH vom 29*9«1951 II ZR 62/51 in NJW 1952, 64 
/Leitsat^7= DiMö WG Art 7 - (1) = JZ 1951» 783) und wenn 
gegenüber einem Nichbkauftoann noch besonders strenge An­
forderungen gestellt werden müssen, könnten unter norma­
len Verhältnissen die besonderen Umstände, die das Beru­
fungsgericht im einzelnen anführt, vielleicht ausreichen, 
um die Annahme einer stillschweigenden Zustimmung des Be­
klagten zu 1 zu dem Scheckbegebungsvertrag zu rechtfer­
tigen, Das Berufungsgericht hat aber nicht geprüft, ob 
die für normale Zeiten entwickelten Rechtsgrundsätze auch 
unter den außergewöhnlichen Verhältnissen im April 1948 
unter Berücksichtigung der besonderen persönlichen uncl 
geschäftlichen Verhältnisse der Parteien Geltung haben 
können» In normalen Zeiten war der Scheck einer in ge­
sicherten Vermögensverhältnissen stehenden Handelsfirma 
so gut wie bares Geldo Es bestand im allgemeinen kein 
Anlaß, einen solchen Scheck abzulehnen, und so war es 
auch verständlich, daß in früheren Jahren der Zahlungs­
verkehr zwischen der Klägerin und dem Beklagten zu 1 
sich anstandslos mittels Scheck abwickelte. Im Prühjahr 
1948 mußte aber die Klägerin damit rechnen, daß der Be­
klagte zu 1 alle Mittel anwenden würde, mit denen er die 
Zahlung eines erheblichen Geldbetrages in entwertetem 
Geld vei’eiteln könnte« Nachdem der Beklagte zu 2 im 
Schreiben vom 29- April 1948 ausdrücklich erklärt hatte, 
daß er den Betrag nur vorbehaltlich etwaiger entgegen- 
stehender Bestimmungen durch die bevorstehende 'Währungs­
reform entgegennehmen wolle, und nachdem der Beklagte zu 
1 den ihm am 16. April 1948 übersandten Scheck nicht ein­
löste und darauf keine Antwort gab. konnte die Klägerin 
nicht ohne weiteres annehmen, daß der Beklagte zu !•
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stillschweigend die Verpflichtung übernehmen würde, den 
Scheele einzulösen und dadurch mitauwirken- daß seine 
Forderung in entwertetem Geld getilgt werde. Sie mußte 
als Inhaberin eines geschäftlichen Unternehmens davon 
ausgehen, daß der Beklagte zu 1, wie es damals bei Geld­
gläubigern durchweg der Pall war, alle erlaubten Mittel 
anwenden werde, um dieses Ergebnis abzuwenden, und daß 
sie ihn nur durch unmittelbares Angebot von Geld und, 
wenn der Beklagte zu 1 dieses ablehnte, durch Hinterle­
gung des Betrages zwingen könnte, die Leistung als Er­
füllung anzunehmen. Dazu war umsomehr Anlaß, als der 
Beklagte zu 1 auch den Hypothekenbrief über 10 000 RI! 
für die Hypothek Nr 9 nach der Zahlung dieses Betrages 
am 14. Mai 1946 nicht zurückgegeben hatte und auch der 
Hypothekenbrief über die Hypothek Nr 7 über 13 000 RLI 
trotz Anforderung in dem 'Schreiben vom 160 April 19/!8 
zurückbehalten worden ist.

* t
• * « ' N *Das Berufungsgericht hätte also prüfen müssen, cb 

unter den damaligen Verhältnissen ein Scheckbegebungs­
vertrag durch Stillschweigen und Nicht zurlicksendung des 
Schecks zustande kam. Dabei wäre noch Borgendes zu be­
achten gewesen* In dem Schreiben des Beauftragten der 
Klägerin vom 16. April 1948 an die beiden Beklagten wird 
bei der Übersendung des Schecks auf mündliche Rückspra­
chen mit dem Beklagten zu 1 verwiesen. Der Inhalt und das 
Ergebnis dieser Rücksprachen könnte für die Präge, ob 
durch das stillschweigende Verhalten des Beklagten zu 1 
ein Scheckbegebungsvertrag zustande gekommen ist, von 
Bedeutung sein. Ebenso könnte, wenn die Klägerin von 
einer stillschweigenden Annahme des Schecks nicht aus­
gehen konnte, der angebliche Eihlösungsversuch des Be­
klagten zu 1 am 19. Juni 1948 oder die damals nach der 
Behauptung des Beklagten zu 1 gegenüber Pelix 
ausgesprochene Ablehnung der Annahme des Schecks wichtig 
seine
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Wenn sonach das Zustandekommen eines Scheckbege'cungs- 
vertrages noch nicht festgestellt worden kennte. kennte 
auch nicht ausgesprochen werden, daß die durch Hypothek 
gesicherte Forderung getilgt sei; denn wenn die Forderung 
Uber den Währungsstichtag hinaus bestanden hat, war sie, 
wie das Amtsgericht Solingen durch Beschluß vom 1A. März 
1952 fest-gestellt hat, im Verhältnis 1 : 1  umgestellt 
worden, so daß die Zahlung von 422,50 DM nur eine Teil­
zahlung bedeuten konnten -

*

Bas Berufungsurteil mußte daher aufgehoben und die 
Sache zu anderweiter Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückverwiesen werden*

Sollte das Berufungsgericht bei der neuen Verhand­
lung zu dem Ergebnis kommen, daß ein Scheckbegebungsver­
trag nicht zustande gekommen ist, so sind die Folgerungen 
hinfällig, die das Berufungsgericht daraus zieht, daß 
der Beklagte zu 1 den Scheck nicht eingelöst hat.' In die­
sem Fall braucht auch zu der von der Revision angegriffe­
nen Auffassung des Berufungsgerichts nicht Stellung ge­
nommen zu werden, daß der Beklagte zu 1 sich nicht darauf 
berufen könnte, es sei ihm zwei Monate vor der Währungs­
reform nicht zuzumuten gewesen, die Zahlung des Hypothe­
kenbetrages in Reichsmark entgegenzunehmen« Denn dann kam 
eine Zahlung vor dem Stichtag gar nicht in Frage.

Für den Fall, daß das Berufungsgericht nach der an­
derweiten Verhandlung wieder zu dem Ergebnis kommen soll­
te, daß der Scheckbegebungsvertrag zustande gekommen sei, 
wäre ihm darin beizüstimmen, daß der Beklagte zu 1 ver­
pflichte t gewesen wäre, den Scheck innerhalb angemesse­
ner Frist, jedenfalls vor der Währungsreform, einzulö­
sen und daß dies zur Folge gehabt hätte, daß damit die 
Forderung des Beklagten zu 1 erloschen wäre.
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Das Berufungsgericht ist noch auf die Frage ein­
gegangen, die von seinem bisherigen Standpunkt aus be­
deutsam sein konnte und die bei seiner Aufrechterhal­
tung wieder auftaucht, ob dem Beklagten zu 1 die Annah­
me des Geldes zuzumuten gewesen wäre« Es hat dazu aus­
geführt, der Beklagte zu 1 könne diesen Einwand nicht er­
heben. Die Klägerin sei nach dem Hypothekenbestellungs­
vertrag zu je derzeitiger Schuldtilgung berechtigt gewe­
sen. Sie habe sich den ihr günstigsten Zeitpunkt auswäh­
len dürfen. Demgegenüber habe es der Beklagte zu 1 in 
der Hand gehabt, jederzeit das Hypothekenkapital zu kün­
digen. Wenn er dies auf Grund der Bitten der Klägerin 
nicht getan habe, so hätte er dies zum Anlaß nehmen kön­
nen, die Vereinbarungen über die Schuldtilgung vertrag­
lich abzuänderno

Auf Grund der MRVO Nr 92 habe der Beklagte zu 1 die 
Erfüllung einer Verbipdlichk0.it in Reichsmark nicht a bl e li­
nen können. Ersjei daher mi.ch verpflichtet gewesen, ge-

% *gen Zahlung der Reichsmarkhypothekenheträge die Löschung 
der auf Goldnark lautenden Hypothek zu bewilligen.

Die Revision kämpft dagegen an und macht geltend, 
auch die Scheckforderung sei im Verhältnis 1 % 1 umge­
stellt worden und der Beklagte zu 1 habe die Annahme des 
Reichsmarkbetrages vor der Währungsumstellung ablehnen 
können.

Diese Einwendungen treffen den entscheidenden 
Punkt nicht* Wenn dem Beklagten zu 1 der Reichsmarkbe­
trag vor dem Währungsstichtag gezahlt worden ist, so 
ist er für seine Forderung befriedigt. Dieser Fall ist 
zwar nicht gegeben, es handelt sich aber darum, ob der 
Beklagte zu 1 sich so behandeln lassen muss, wie wenn 
die Zahlung vor dem Stichtag erfolgt wäre. Dann wäre 
eine Ablehnung der Zahlung nicht in Betracht gekommen.
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Gegen die Berechnung des Betrages, von dessen Zah­
lung das Berufungsgericht von seinem Standpunkt aus die 
Löschung der Hypothek abhängig gemacht hat, sind Beden­
ken nicht zu erheben*

Da die Sache an das Berufungsgericht zurückverwie­
sen wurde, war diesem auch die Entscheidung über die 
Kosten des Revisionsverfahrens zu übertragen.

Dr. Tasche Bundesrichter Schuster ist Dr. Oechßler
durch Urlaubsabwesenheit 
verhindert zu unterschrei-

Dr. Großmann feen“ *pro Tasche Dr. Dorschei ̂
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